
- 11 - 


Statement – Kreistag am 7. April 2011 um 17:00 Uhr im Landratsamt Reutlingen

Sehr geehrte Damen und Herren Kreisräte, 

meine Damen und Herren, 

wir diskutieren heute über Grundpositionen des Landkreises Reutlingen bei anstehenden Entscheidungen des Zweckverbandes Oberschwäbische Elektrizitätswerke und wir diskutieren und entscheiden über die Position des Kreistags zum Erwerb von Aktien der Energie Baden-Württemberg AG durch die OEW Energie-Beteiligungs GmbH. 

Ich halte es deshalb für wichtig, dass wir uns wenigstens kurz mit der Geschichte der OEW auseinandersetzen und uns vor Augen halten, wie wir als Landkreis Reutlingen – ohne jemals „Anteile“ gekauft zu haben - in die OEW gekommen sind. Ich halte es auch für wichtig, uns in Erinnerung zu rufen, was denn in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten die Leitlinien für die OEW-Landkreise, was denn die gemeinsam getragene Grundidee und Richtlinie für das Handeln des Zweckverbandes waren. 

Gerade etwas mehr als 100 Jahre ist es her, dass Elektrizität und Stromversorgung im Gebiet zwischen Allgäu, Alb und Schwarzwald Einzug gehalten haben. Ein Jahrhundert Stromversorgung hier bei uns ist vor allen Dingen eine Erfolgsgeschichte der kommunalen Idee.

Denn 100 Jahre Stromversorgung in der Region sind untrennbar mit der über 100-jährigen Erfolgsgeschichte der Oberschwäbischen Elektrizitätswerke und damit unverrückbar mit unserem in 100 Jahren fest verankerten, kommunalen Selbstverständnis verbunden, dass es zu den wesentlichen Aufgaben der kommunalen Ebene gehört und gehören muss, sich um die elementaren Dinge des Lebens im Sinne der kommunalen Daseinsvorsorge zu kümmern – und hierzu gehört natürlich die Versorgung mit Energie – mit Strom, mit Gas.. Übrigens ist es für mich zweitrangig, ob eine kommunale Einflussmöglichkeit durch ein ureigenes Engagement geschieht, privat oder in Form einer öffentlich privaten Partnerschaft, etwa durch Beteiligungen..

Klar war immer: Die Kernbereiche der Daseinsvorsorge gehören zu den wesentlichen Aufgaben der kommunalen Ebene. Punkt!

Lassen Sie mich ein paar Seiten im Geschichtsbuch zurückblättern, um die Zusammenhänge besser erklären zu können:

Die Geschichte der Energieversorgung im württembergischen Raum begann Ende des 19. Jhd mit dem Bau der ersten Wasserkraftwerke. Kleinräumige Strukturen reichten aber nicht aus, um die Region sicher und preisgünstig mit Elektrizität zu versorgen. Weitblickende Kommunalpolitiker erkannten, dass eine zuverlässige Netzinfrastruktur und eine sichere Energiebereitstellung nur im Verbund zu bewältigen sind. 1908 gab es mit der Munderkinger Versammlung erste Überlegungen zu einer elektrischen Überlandzentrale für die württembergischen Oberämter, darunter auch Münsingen und Reutlingen.

Durch die weiteren Entwicklungen wurden diese Überlegungen überholt, denn die Amtskörperschaften Ravensburg, Tettnang und Wangen gründeten 1909 die oberschwäbischen Elektrizitätswerke OEW, denen 1910 das Oberamt Münsingen, 1920 dann Reutlingen und Urach beitraten.

Dadurch erlangte der heutige Landkreis Reutlingen Anschluss an das Ulmer Dampfkraftwerk und die großen Wasserkraftwerke in der Iller und in Vorarlberg.

Diese Form der sicheren Energieversorgung wurde durch diesen großflächigen Zusammenschluss eine wesentliche Grundlage der Entwicklung unserer wirtschaftsstarken Region. Und spätestens jetzt ist klar, weshalb der Landkreis Reutlingen ein mit 3,825 % anteilsmäßig kleiner, aber wie ich selbstbewusst betonen möchte, feiner und im Herzen überzeugter OEW-Landkreis ist im Konzert der 9 OEW-Landkreise Ravensburg, Alb-Donau-Kreis, Biberach, Bodenseekreis, Freudenstadt, Rottweil, Sigmaringen und Zollernalb-Kreis.

In all diesen vielen Jahrzehnten gab es gute Gründe für die Kommunen, sich in der Energiewirtschaft und vor allen Dingen in der OEW zu engagieren. 

Mögen sich die Argumente hierfür im Laufe der Jahre ein Stück weit gewandelt haben: Der Hauptgrund aber – der Grundgedanke – ist bis heute gleich geblieben. 

Denn das erklärte Hauptziel der OEW war und ist, die zum Verbandsgebiet gehörenden Bezirke zuverlässig mit Energie zu versorgen und- ch zitiere aus der Satzung -:


„Die Interessen der Energieabnehmer wahrzunehmen“.

Als vor über 100 Jahren alles begann, ging es den Verbandspionieren also vor allem darum, die Stromversorgung im ländlichen Raum möglichst schnell und umfassend sicherzustellen, die auf Grund der Entfernungen - denken Sie nur an abgelegene Weiler und Hofstellen – immer schwieriger und unwirtschaftlicher ist als im Ballungsraum.. Das gute Ergebnis sprach für sich, ein wahrlich schlagkräftiges Argument für das kommunale Engagement in der Energiewirtschaft in der damaligen Zeit.

Ein Meilenstein in der Geschichte war die Gründung der Energieversorgung Schwaben (EVS). Sie entstand im Zusammenschluss mehrerer Zweck- und Gemeindeverbände, u. a. auch der OEW und der 

Elektrizitätsversorgung Württemberg AG. Treibende Kraft war auch hier die OEW.

Mit diesem Zusammenschluss sollten alle verfügbaren Kräfte gebündelt werden. Durch diesen Zusammenschluss ging der Zweckverband OEW nicht unter – im Gegenteil!

Er wurde Hauptaktionär der EVS. Weil die OEW über Jahrzehnte keine Ausschüttung der Dividenden an die Anteilseigener vornahmen, sondern jede verdiente Mark zu Kapitalerhöhungen oder zur Übernahme von Aktienpaketen nutzte, wuchs der Einfluss und die Beteiligung der OEW in der EVS ständig an. 

Eine weitere richtungsweisende Entscheidung war im Jahr 1997 die Fusion von EVS und Badenwerk zur EnBW. Auch für diese Entwicklung hat die OEW durch das mutige und weitsichtige Handeln ihrer Mitglieder den Grundstein gelegt.

Denn bereits 1984 hatte die Verbandsversammlung der OEW beschlossen, 10 % des Grundkapitals der Badenwerke AG Karlsruhe zu erwerben. Weitere Anteile kamen hinzu, und zum Zeitpunkt der Fusion besaßen die OEW fast 20 % der Badenwerk Aktien.

Der konstanten und dauerhaft umgesetzten OEW-Philosophie war es letztendlich zu verdanken, dass der Zusammenschluss vollzogen werden konnte und die OEW ihre starke Position auch in diesem Unternehmen – der EnBW - behielt. Denn von Anfang an wird der Aufsichtsratsvorsitzende stets von der OEW benannt – dies ist bis heute der Fall.

Besonders einschneidend in der jüngeren Geschichte der EnBW – und damit auch der OEW – war zunächst der Ausstieg des Landes Baden-Württemberg aus der Energiepolitik. Im Zuge einer Privatisierungswelle veräußerte das Land seine Anteile – es waren gut 25 % - an die Electricite de France, kurz EDF.

Mit den erzielten Milliardenerlösen – wir erinnern uns alle daran – wurde die Landesstiftung Baden-Württemberg gegründet und wurden die Zukunftsinvestitionsprogramme Erwin 1 – 4 auf den Weg gebracht.

Seither tragen die OEW erhebliche Mitverantwortung für die Energiepolitik in Baden-Württemberg. 

Dass dies nicht immer einfach war und ist, zeigte sich bereits 2004/2005; denn ähnlich wie bei der Gründung standen wieder schwerwiegende und weitreichende Entscheidungen für die OEW und damit natürlich auch für die beteiligten 9 Landkreise an.

Die EDF konnte durch Zuerwerb ihren Anteil an der EnBW auf 45,01 % aufstocken. Und damit ging es darum, ob die OEW mit der EdF auf „Augenhöhe“ bleiben und ihren Anteil an der EnBW ebenfalls auf 45,01 % erhöhen will und kann, oder bei einem Anteil von 34,5 % hängen bleiben wollte. 

Halten wir noch einmal kurz inne: 

Eine Erhöhung bedeutete damals einen Einsatz von rd. 800 Mio Euro – ausschließlich durch die OEW und dies größtenteils über Darlehen zu von der OEW zu finanzieren. Auch damals gab es keine Mitfinanzierung  durch die Landkreise!

Meine Damen und Herren,

wenn ich in die Runde blicke, wissen es noch einige von Ihnen, und haben es miterlebt und mitdurchlitten:

Es war ein intensives Ringen in jedem einzelnen Kreistag, denn die Landkreise waren auch zum damaligen Zeitpunkt finanziell nicht auf Rosen gebettet. Die Gewinnerwartung war alles andere als berechenbar und nicht optimistisch zu beurteilen.

Sicherlich drängte sich damals wieder die Frage auf, ob für dieses weitere und - ich möchte es nochmals in Erinnerung rufen – ausschließlich kommunale Engagement – ob dieser hohe Mitteleinsatz – ob diese hohen Darlehen durch die OEW zu verantworten waren. 

Hätte man sich nicht besser – wie z. B. das Land – aus diesem Geschäft zurückziehen und die freiwerdenden Mittel anderweitig investieren sollen? 

Ja, natürlich gab es auch zu dieser Zeit ernsthafte und gute Argumente, die gegen einen Kauf sprachen.

Aber schlussendlich - und das war das entscheidende Argument, galt es zu gewährleisten, dass die Kommunen, die kommunale Ebene weiterhin Einfluss auf die Energiepolitik haben. Denn eines war und ist klar: 

Nur wenn beide Aktionäre, also die OEW und die EdF, damals auf Augenhöhe blieben, war eine aktive und von kommunaler Ebene beeinflussbare Energiepolitik auch weiterhin möglich.

Wir kennen das Ergebnis: 

Trotz Bedenken und vieler kritischer Stimmen haben die OEW damals mitgezogen – ja ich erinnere an die denkwürdige und bemerkenswerte Sitzung aller Kreistage 2005 in Blaustein – und haben den gleichen Anteil an EnBW-Aktien wie die EdF erworben.

Auch aus heutiger Sicht war die Entscheidung richtig, der finanzielle Kraftakt hat sich gelohnt. Es gehörte einmal mehr Mut dazu, diese Entscheidung umzusetzen. 

Es ging auch damals darum, und das ist entscheidend, dass die kommunale Ebene, dass wir eine entscheidende Einflussmöglichkeit und Steuerungsmöglichkeit auf die strategische Ausrichtung, auf alle Geschäftsfelder und die Beibehaltung der regionalen Verwurzelung der EnBW hatten.

Einfluss und Steuerungsmöglichkeiten dadurch, dass die Vertreter der OEW in den Gremien, insbesondere in den Aufsichtsräten der EnBW, der EnBW Regional AG, der Kraftwerksgesellschaft sitzen, gemeinsam mit anderen Landräten, Oberbürgermeistern und Bürgermeistern kommunaler Anteilseigener, 

Einfluss dadurch, dass die OEW den Aufsichtsratsvorsitzenden der EnBW stellt und letztlich auch dadurch, dass Sie, die Damen und Herren Kreisräte, in der Verbandsversammlung der OEW mitbestimmen. 

Ich sage es sehr deutlich: Das ist ein Mehrwert für die kommunale Ebene, die Landkreise, die Städte und Gemeinden, jenseits aller Dividendenzahlungen. 

Und: Das ist einmalig in Deutschland! Denn? 

Es gibt 3 große Spieler, 3 große Energieversorgungsunternehmen in Deutschland:

1. E.ON: Mit über 88 000 Mitarbeitern und einem Umsatz von 82 Milliarden Euro ist die E.ON weltweit eines der größten privaten Strom- und Gasunternehmen. 83 % der Aktien entfallen auf institutionelle Investoren, 17 % auf private Anleger. 


2. Der Essener Konzern RWE ist in Deutschland die Nummer 2 bei Strom und die Nummer 3 bei Erdgas. Ende 2009 befanden sich 80 % der RWE-Aktien im Eigentum institutioneller Anteilseigener und 15 % im Eigentum von Privatanlegern. In Deutschland besitzen institutionelle Anleger 36 % der Anteile, Größter Einzelaktionär mit 16 % ist die RW-Energiebeteiligungsgesellschaft, in der kommunale Anteile gebündelt sind. RWE hat über 70 000 Mitarbeiter.


3. Und damit bin ich bei der Energie Baden-Württemberg AG mit 
rd. 21 000 Mitarbeitern in Baden-Württemberg. Aktionäre sind mit 45,01 % das Land Baden-Württemberg sowie mit 45,01 % die Oberschwäbischen Elektrizitätswerke OEW. Weitere kommunale Anteilseigener aus Baden-Württemberg halten über 5 % der Anteile.

Worum geht es nun heute?

Im Hinblick auf die Laufzeit wesentlicher Regelungen in der Aktionärsvereinbarung bis 31.12.2011 hatten wir uns in der Kreistagssitzung am 26. Juli des vergangenen Jahres u. a. mit der Frage beschäftigt, wie sich die EDF denn künftig verhalten werde, und wir hatten mögliche Szenarien erörtert.

In diesem Zusammenhang hatte die Geschäftsführerin der OEW, Frau Endriss, auch die wirtschaftliche Lage der OEW-Gruppe erläutert. 

Aber: Um ganz ehrlich zu sein: Ich hätte es nicht für möglich gehalten, dass die EDF vollständig aus-  und das Land wieder einsteigt!

Das Land Baden-Württemberg hat dann Ende 2010 den Anteil der EdF an der EnBW erworben. Der Erwerb erfolgte durch die dem Land zu 
100 % gehörende Neckarpri GmbH. 

Weshalb hat sich die EDF zu diesem Schritt entschieden?


In der Verhandlung der EDF war von dieser sehr klar der Wunsch im Raum, die Beteiligung der EnBW weiterhin zu konsolidieren (dies bedeutet, dass die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung der EnBW in den Abschluss der EDF mit einfließt). Derzeit ist dies quotal möglich, d. h. in Höhe der Beteiligung. 

Ab 2012 soll sich das ändern, denn die Bilanzierungsrichtlinien nach IFRS werden entsprechend angepasst. Dies bedeutet, dass man Beteiligungen nur dann noch konsolidieren kann, allerdings mit 100 %, wenn man beherrschenden Einfluss hat. 

Damit lagen die Positionen klar auf dem Tisch. Die EDF wollte die EnBW beherrschen, um konsolidieren zu können. 

Das konnte nicht unser Interesse sein!

Sehr wohl im Interesse der kommunalen Ebene war es aber, dass das Land - auch aus unserer Sicht völlig überraschend - den Kauf der EDF-Anteile vornehmen wollte. 

Nun kann man das Instrument der Eilentscheidung in diesem Fall, die der Verbandsvorsitzende hierzu nach Absprache mit seinen Stellvertretern und der Geschäftsführerin getroffen hat, kritisch hinterfragen. Der Verbandsvorsitzende hat deren Notwendigkeit insbesondere im Hinblick auf die zeitliche Abfolge der Geschehnisse in diesen Tagen in seinem an jeden von Ihnen gerichteten Schreiben vom 06.02.2011 erläutert – ich brauche dies deshalb heute nicht zu wiederholen.

Fakt ist – und dies dürfte unstrittig sein:

· Ohne den Verzicht der OEW auf das Vorkaufsrecht aus den Aktien der EDF 

· ohne den Verzicht der OEW auf das Andienungsrecht an das Land

· ohne diese Erklärungen wäre der Verkauf an das Land nicht möglich gewesen, 

· er wäre nicht zustande gekommen und es hätte überhaupt kein öffentliches Übernahmeangebot gegeben.

Im Gegenzug wurde das Recht der OEW verhandelt, die Hälfte der dem Land angedienten Aktienanteile zu erwerben, um auch künftig die Augenhöhe der OEW mit dem Land zu wahren 

Was hat es damit auf sich?

Durch den Kauf der Anteile der EDF an der EnBW ist das Land Baden- Württemberg nach den Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes verpflichtet, allen weiteren Aktionären ein Übernahmeangebot zu machen und damit anzubieten, deren Aktien zu erwerben. 

Das Beteiligungsunternehmen der OEW, die OEW Energie-Beteiligungs GmbH, hat nun das Recht, die Hälfte der Aktien, die dem Land im Rahmen des Übernahmeangebots verkauft werden, zu 

übernehmen. 

Nach Ablauf der Frist am 06.04.2011 und nach Rückkopplung mit weiteren kommunalen Verbänden gehen wir davon aus, dass der Neckarpri GmbH 3,5 % des Grundkapitals und der Stimmrechte der EnBW verkauft werden. Dies entspricht einem Wert von rund 360 Millionen Euro. 

Bei Übernahme der Hälfte dieser Aktien fallen für die OEW Energie-Beteiligungs GmbH Ausgaben i. H. von etwa 180 Millionen Euro an. 

Der Kauf der Aktien kann durch die OEW Energie-Beteiligungs GmbH deshalb finanziert werden, weil die OEW in den vergangenen Jahren sich nicht für die höchst mögliche Dividende, sondern für eine Dividende mit Augenmaß eingesetzt hat, 

dafür die Verschuldung konsequent reduziert hat, so dass der Kauf ausschließlich aus dem Vermögen der OEW finanziert werden kann. 

Wenn man die OEW konsolidiert betrachtet, d. h. Zweckverband und GmbH, dann haben die OEW eine Eigenkapitalquote von rund 90 % (die Bilanzsumme der OEW Energie-Beteiligungs GmbH liegt bei rund 3,5 Mrd. Euro). Vor diesem Hintergrund ist eine notwendige Kreditaufnahme von derzeit 100 Mio. problemlos darstellbar.

Die Erhebung einer Verbandsumlage und der Rückgriff auf die Landkreise ist also nicht erforderlich. Damit die GmbH das Darlehen zu Kommunalkreditkonditionen aufnehmen kann, ist die Übernahme einer Bürgschaft durch den Zweckverband erforderlich, nicht durch die Landkreise. 

Aber warum ist es auch heute noch wichtig, dass die Augenhöhe mit dem Land gewahrt bleibt? 

Nur so kann die OEW auch weiterhin eine aktive Rolle bei der EnBW einnehmen, 

können die Verbandskommunen Einfluss auf die Energieversorgung in Baden-Württemberg haben. 

Es geht darum, dass die kommunalen Interessen gewahrt bleiben, die nicht immer identisch sein müssen mit den Interessen des Landes – und zwar unabhängig davon, welche Parteien die Landesregierung stellen. 

Die Vertreter der OEW in den Aufsichtsgremien der EnBW und ihrer Töchter tragen entscheidend dazu bei, dass die kommunalen Interessen in den Entscheidungen des Unternehmens miteinfließen. So wurde auch in der Vergangenheit immer nur ein Teil des Gewinns an die Aktionäre ausgeschüttet. In der Regel verblieb der größere Anteil im Unternehmen. 

Es geht heute um mehr, als Landstriche an ein Gas-Stromnetz anzuschließen. Energie ist keine Handelsware, die wir einfach so dem internationalen Markt überlassen dürfen. Es ist ein existenzielles Gut, für den privaten Bereich ebenso wie für die Wirtschaft. 

Gerade die jüngste Vergangenheit hat gezeigt, wie richtig die paritätische Beteiligung der OEW war. Mit der Initiative der OEW war es möglich, die EnBW wesentlich stärker in Richtung erneuerbare Energiegewinnung umzusteuern. Projekte wie die Offshore-Windparks Baltic 1 und 2, das Wasserkraftwerk Rheinfelden und viele weitere Investitionen bishin zur Beteiligung an über 40 Stadtwerken konnten durch das Eintreten des Aktionärs OEW erreicht werden. 

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig und richtig, dass die OEW Energie-Beteiligungs GmbH von ihrem Recht Gebrauch macht und die Hälfte der Aktien, die dem Land im Rahmen des Übernahmeangebots verkauft werden, erwirbt.

Meine Damen und Herren, 

angesichts der dramatischen Nuklearkatastrophe in Fukushima, deren ganzes Ausmaß wir noch gar nicht erfasst haben, einer Katastrophe, die die Welt verändert, sind die Themen Energie, Energiewende und Klimaschutz aktueller, ja drängender als je zuvor. 

Es ist deshalb sicher richtig, die Frage einer öffentlichen Diskussion des gesamten Themenspektrums neu zu bewerten. 

Dazu gehört, dass wir uns gemeinsam im Landkreis Reutlingen auf den Weg gemacht haben zu einer Klimaschutzregion und die weiteren umsetzungsorientierten Schritte und Maßnahmen hierzu auf der Grundlage des Klimaschutzkongresses vom vergangenen Samstag öffentlich noch vor der Sommerpause im Kreistag diskutieren werden.

Dazu gehört aber auch der fraktionsübergreifende Wille des Kreistags, wichtige und grundlegende politische und finanzielle Fragen der OEW, die den Landkreis Reutlingen betreffen, öffentlich zu diskutieren. 

Deshalb die heutige öffentliche Diskussion und Beschlussfassung, und deshalb wird sich der Kreistag zukünftig mindestens einmal im Jahr in Zusammenhang mit dem Jahresabschluss des Zweckverbandes OEW öffentlich mit dem Thema OEW beschäftigen. 

Unabhängig davon ist bei wichtigen Fragen, bei Fragen von besonderer politischer oder finanzieller Bedeutung für den Landkreis Reutlingen eine öffentliche Diskussion angebracht.

Der Verwaltungsrat der OEW hat im Übrigen beschlossen, nach dem Beispiel der gemeinsamen Sitzung aller Kreistage in Blaustein, insbesondere in Zusammenhang mit der Fortschreibung der Aktionärsvereinbarung, erneut eine gemeinsame Sitzung aller Kreistage durchzuführen. 

Sie haben es gelesen:

In der vergangenen Woche gab es einige Irritationen, weil in einem Artikel der Frankfurter Allgemeinen Zeitung behauptet wurde, dass der Zweckverband Oberschwäbische Elektrizitätswerke versuchen würde, eine Mehrheit an der EnBW zu erzielen. 

Die OEW hat in einer Pressemitteilung vom 31. März klargestellt, dass dies nicht der Fall ist. Ich möchte dies hier ausdrücklich bekräftigen. Unsere Zielsetzung ist es, die Augenhöhe mit dem anderen Großaktionär zu erhalten. Wir haben in der Verbandsversammlung in der vergangenen Woche wie auch im Verwaltungsrat ausdrücklich klargestellt, dass es uns darauf ankommt, eine faire Partnerschaft mit dem Land Baden-Württemberg zu leben, so wie wir dies bisher mit den Franzosen getan haben. 

Ich bin sehr dankbar, dass der designierte Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg, Herr Kretschmann, in einem Telefonat mit unserem Verbandsvorsitzenden, Herrn Kollegen Widmaier aus Ravensburg, versichert hat, dass es auch ihm darauf ankommt, diese faire Partnerschaft zu leben und miteinander die Zukunft der EnBW zu gestalten. Entsprechend hat sich auch der designierte stellvertretende Ministerpräsident Dr. Schmid geäußert.

Hierfür werbe ich.


